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Liebe Mandantschaft,  
sehr geehrte Damen und Herren,  
 

wir hoffen zunächst, Sie und Ihre Nächsten 
sind weiterhin gesund. 

Schwerpunkt auch dieses Newsletters sind 
die Folgen der aktuellen Krise für die Abfall-
wirtschaft. Hierzu finden Sie im Anschluss 
zunächst einen Überblick mit weiteren  
Verweisen. 

Darüber hinaus bleiben selbstverständlich 
viele bisherige Aufgaben auch weiterhin  
aktuell und zu bearbeiten. Auch hier geben 
wir einen Einblick in unsere aktuelle Bera-
tungspraxis. 

Wir wünschen Ihnen alles Gute, 

bleiben Sie vor allem gesund! 

 

Ihr [GGSC] – Team 

 

 

 

 

 

 

DIE THEMEN DIESER AUSGABE: 
• Folgen der Corona-Krise für die Abfall-

wirtschaft –Überblick 
• Auswirkungen der Corona-Krise für  

Entsorgungs-Vergaben 
• Covid-19 Pandemie: Billigkeitsent- 

scheidungen bei der Erhebung von  
Abfallgebühren 

• Ersetzung des Erörterungstermins durch 
Online-Konsultationen 

• Arbeit der kommunalen Vertretungs- 
organe in der COVID 19-Pandemie  

• Stromkostenoptimierung bei energie- 
intensiven kommunalen Großanlagen 

• PPK-Mitentsorgungsentgelte: Abwarten 
kann sich lohnen! 

• Klage wegen PPK-Mitbenutzungsentgelt 
gegen Systeme 

• Einwände des örE bei fehlerhaften  
Ausschreibungen von Dualen Systemen 

• Übernahme der Anteile an der DSD 
GmbH durch Remondis gescheitert 

• Neues zu § 2b UStG 
• Anschluss- und Benutzungszwang für  

Ferienhäuser 
• Das Auf und Ab der Altpapierpreise 
• Fragwürdige Forderungen der privaten 

Altkleiderbranche 
• OVG Münster zur Unzuverlässigkeit  

Gewerblicher Sammler 
• Abfalleigenschaft von Bodenaushub 
• Abfallrechtliche Entscheidungen in Kürze 
• [GGSC] in eigener Sache 
• [GGSC] auf Veranstaltungen 
• [GGSC] Veröffentlichungen 
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[FOLGEN DER CORONA-KRISE FÜR 
DIE ABFALLWIRTSCHAFT 
 – ÜBERBLICK] 

Nach einer Phase des akuten Krisenmanage-
ments sind die meisten örE und kommunalen 
Entsorger nunmehr in eine Phase der Krisen-
bewältigung übergegangen. Auch hier stel-
len sich weitere rechtliche Fragen, von denen 
wir einige näher betrachten wollen. 

Vergabe  

Die aktuelle Ausschreibungspraxis bringt  
einige zusätzliche Herausforderungen mit 
sich. Manche Ausschreibung ist durch akuten 
Beschaffungsbedarf sehr dringlich (bei vor-
gehendem Personalausfall: geworden),  
andere Ausschreibungen brauchen dagegen 
Zeit, weil die Bieter mit den Umständen  
hadern. Einen Überblick finden Sie – neben 
der aktuellen Ausgabe des [GGSC] Vergabe-
Newsletters (-> Vergabe Newsletter März) – 
im nachfolgenden Beitrag zu den Auswirkun-
gen der Corona-Krise für -> Vergaben im  
Bereich der Abfallwirtschaft. 

Gebühren 

Im Bereich der Gebühren wird die Krise mut-
maßlich vor allem mittel- und langfristige 
Folgen zeitigen, wenn neue Gebührenkalku-
lationen zu erstellen sind. Insoweit kann 
auch bereits die kurzfristige Neukalkulation 

Gegenstand einer Prüfung sein. Ansonsten 
sind die Gebührenabteilungen der örE aktuell 
mit den Nöten der Gebührenschuldner  
konfrontiert. Insoweit hatten wir bereits aus-
geführt, unter welchen Voraussetzungen auf 
die Erhebung von Stundungszinsen verzich-
tet werden kann (vgl. -> Newsletterartikel 
„Stundung von Abfallgebühren…“ April 
2020). Neben der Stundung kommt auch der 
vollständige Verzicht auf die Gebührenforde-
rung aus Billigkeitserwägungen in Betracht, 
wie in einem nachfolgenden Beitrag ausge-
führt wird. 

Verfahren, Behörden und Kommunalparla-
mente  

Die Pandemie verzögert darüber hinaus be-
hördliche Genehmigungserfahren und kom-
munale Legislativverfahren. Zwei Beiträge 
befassen sich daher mit der Möglichkeit der 
Beschleunigung von Genehmigungsverfah-
ren durch den Ersatz von Erörterungstermi-
nen durch Online-Konsultationen  
sowie mit der Arbeit der kommunalen Vertre-
tungsorgane. 

Abfallmärkte 

Der Einfluss der Krise auf die Abfallmärkte ist 
auch erkennbar, allerdings mit durchaus  
unterschiedlichen Folgen, wie wir mit zwei 
Beiträgen zum Altpapiermarkt und zum Alt-
kleidermarkt beleuchten. 

https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/OEPP_Vergabe/2020_03/VergabeNL_202003.pdf
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1940-folgen-der-corona-krise-fuer-die-abfallwirtschaft-ein-erster-ueberblick/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1940-folgen-der-corona-krise-fuer-die-abfallwirtschaft-ein-erster-ueberblick/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1946-stundung-von-abfallgebuehren-fuer-ladenbesitzer-die-in-der-corona-krise-ihren-geschaeftsbetrieb-n/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1946-stundung-von-abfallgebuehren-fuer-ladenbesitzer-die-in-der-corona-krise-ihren-geschaeftsbetrieb-n/
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[AUSWIRKUNGEN DER CORONA-
KRISE FÜR VERGABEN IM BEREICH 
DER ABFALLWIRTSCHAFT] 

Die Corona-Krise hat unser gesellschaftliches 
Leben weiterhin fest im Griff. Im Unterschied 
zu anderen wirtschaftlichen Bereichen steht 
die Abfallwirtschaft aktuell aber nicht still, 
sondern läuft kontinuierlich weiter. Bei der 
Vorbereitung und Durchführung abfallwirt-
schaftlicher Vergaben werden Kommunen 
momentan dennoch vor Herausforderungen 
gestellt.  
 
In unserem vorangegangenen -> [GGSC] 
Vergabe-Newsletter März haben wir hierzu 
bereits einen ersten Überblick gegeben. In 
der Zwischenzeit hat sich nunmehr auch das 
BMWi in einem Rundschreiben zur Anwen-
dung des Vergaberechts in Corona-Zeiten  
geäußert (-> Rundschreiben) Der folgende 
Beitrag nimmt in den Blick, welche Heraus-
forderungen sich für den örE und das kom-
munale Entsorgungsunternehmen aktuell 
speziell für abfallwirtschaftliche Vergaben 
stellen.  

Auswirkungen auf laufende Vergabeverfah-
ren - insb. Unterlagen und Fristen 

Für abfallwirtschaftliche Verfahren (bei  
denen die Angebotsfrist noch läuft) stellt sich 
aktuell ggf. die Frage, ob aufgrund der 
Corona-Krise ein Um- bzw. Nachsteuern 

beim ausgeschriebenen Leistungsspektrum 
erforderlich ist. Dies kann bspw. dann sein, 
wenn aufgrund der Corona-Krise besondere 
Anforderungen an die Leistungserbringung 
zu stellen sind (z.B. Gewährleistung, dass  
Abstandsregelungen bei der Leistungserbrin-
gung eingehalten werden, sowie Bereitstel-
lung spezieller Schutzkleidung für die einzu-
setzenden Arbeitnehmer durch den AN).  
 
Laut einer Studie der DGAW (-> DGAW-Stu-
die) wirkt sich die Corona-Krise auch auf die 
Gewerbe- und Hausmüllströme aus. Bei den 
Haushaltsmengen seien Mengensteigerun-
gen, beim Gewerbeabfall sei hingegen ein 
Mengenrückgang zu verzeichnen. Wurden 
bestimmte Mengenprognosen zur Grund-
lage einer Ausschreibung gemacht und stel-
len sich diese „coronabedingt“ nunmehr als 
unrealistisch heraus, kann dies z. B. eine  
Anpassung der Ausschreibungsunterlagen 
erfordern. Die Bewerber/Bieter sind dann 
hierüber entsprechend zu informieren. Dies 
kann auch dann zu beachten sein, wenn – 
wie in zahlreichen abfallwirtschaftlichen 
Vergaben – das Mengenrisiko grundsätzlich 
auf den Bieter überbürdet wird. Aktuell schei-
nen Mengenveränderungen aber noch nicht 
derart eklatant zu sein. Unsere Beratungspra-
xis zeigt auch, dass die für die Betreuung von 
Ausschreibungen bei den Aufgabenträgern 

https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/OEPP_Vergabe/2020_03/VergabeNL_202003.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/OEPP_Vergabe/2020_03/VergabeNL_202003.pdf
https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/rundschreiben-anwendung-vergaberecht.pdf?__blob=publicationFile&v=6%5d
https://www.dgaw.de/wp-content/uploads/2020-04-21-Prognose-zu-den-Auswirkungen-der-Coronakrise-auf-die-Abfallwirtschaft-in-Deutschland-final.pdf
https://www.dgaw.de/wp-content/uploads/2020-04-21-Prognose-zu-den-Auswirkungen-der-Coronakrise-auf-die-Abfallwirtschaft-in-Deutschland-final.pdf
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zuständigen Ansprechpartner aktuell ver-
mehrt Zeit für andere (insb. krisenbedingte) 
Tätigkeiten einplanen müssen.  
 
Geprüft werden sollte auch, ob Termine für 
die erforderlichen Beschlüsse gefährdet sind 
z. B. weil Gremiensitzungen krankheitsbe-
dingt ausfallen bzw. verschoben werden  
(vgl. dazu auch den nachfolgenden Beitrag zu 
„Arbeit der kommunalen Vertretungsor-
gane“ . Es ist dann zu prüfen, ob eine Verlän-
gerung von Angebots- bzw. Zuschlagsfristen 
notwendig ist. Auch auf Seiten der Bieter 
kann es zu Problemen bei der fristgerechten 
Angebotsabgabe kommen. Vom Bieter ist 
aber jedenfalls plausibel darzulegen, an wel-
cher Stelle und warum ihm eine fristgerechte 
Angebotsabgabe coronabedingt nicht mög-
lich sein soll. Die schlichte Berufung auf 
„Corona“ dürfte für eine Fristverlängerung 
regelmäßig nicht ausreichen.  

Vorbereitung und Durchführung von  
Neuausschreibungen  

Auch die Vorbereitung und Durchführung 
von Neuausschreibungen erweist sich aktuell 
als besondere Herausforderung. Unsere  
Beratungspraxis zeigt schon jetzt, dass es 
hier zu „coronabedingten“ Verzögerungen 
kommen kann (Personalmangel wg. Krank-
heitsfällen, Quarantäne-Anordnungen, 
Home Office, Einsatz von Ansprechpartnern 

in Krisenstäben u.a.m.). Dennoch muss die 
Entsorgungssicherheit aufrecht erhalten 
bleiben. Sofern möglich empfiehlt sich des-
halb die Einplanung eines zeitlichen  
„Puffers“ für Neuausschreibungen. Vorsorg-
lich sollten Ausschreibungen vorgezogen 
werden, um zeitlich noch vor Ende des alten 
Vertrags einen Zuschlag sicherzustellen. 

„Dringlichkeitsvergaben“ im Unter- und 
Oberschwellenbereich 

Das Vergaberecht hält sowohl im Unter-
schwellen- als auch im Oberschwellenbe-
reich Instrumentarien bereit, um Ausschrei-
bungen auch dann vergaberechtskonform 
durchführen zu können, wenn besondere Eile 
geboten ist. Insoweit kommen sog. „Dring-
lichkeitsvergaben“ in Form der Verhand-
lungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewett-
bewerb in Betracht (z. B. § 8 Abs. 4 Nr. 9 
UVgO, § 14 Abs. 4 Nr. 3 VgV).  
 
Hierfür sieht das Vergaberecht die Möglich-
keit verkürzter Teilnahme- und Angebotsfris-
ten auf grundsätzlich 15 bzw. 10 Tage vor 
(vgl. z. B. § 14 Abs. 4 Nr. 3 VgV oder § 15 
Abs. 3 und 4 sowie § 16 Abs. 3 ff., § 17 Abs. 3 
ff. VgV.). Die Beschaffung der jeweiligen Leis-
tung muss aber dann im Einzelfall besonders 
dringlich und die Dringlichkeit darf vom Auf-
traggeber nicht selbst verschuldet sein.  
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Im Bereich der Entsorgungsdienstleitungen 
wird dies nur in Ausnahmefällen in Betracht 
kommen, z. B. wenn ein Auftragnehmer 
seine Leistungen „coronabedingt“ gar nicht 
mehr ausführen kann und der Vertrag früh-
zeitig beendet werden muss. Dann ist eine 
zügige Ersatzbeschaffung notwendig. Im  
besonderen Ausnahmefall können sogar  
„Direktvergaben“ durchgeführt werden  
(§ 12 Abs. 3 UVgO). Im Oberschwellenbereich 
soll dies lt. BMWi aber nur dann der Fall sein, 
wenn für die zu vergebende Leistung von 
vornherein nur ein einziger Bieter in Betracht 
kommt. Dies lässt sich auch in der Abfallwirt-
schaft nur in Einzelfällen begründen. Die 
Gründe müssen sorgfältig und nachvollzieh-
bar im Vergabevermerk festgehalten und  
dokumentiert sein.  

Auswirkungen auf bestehende Verträge – 
Corona als Fall der höheren Gewalt 

Notfalls kann die Verlängerung eines  
Vertrags im Ausnahmefall als Interims-
vergabe nach § 132 Abs. 2 S. 2 Nr. 3 GWB oder 
– zugunsten von Auftragnehmern bestehen-
der Verträge - eine Anpassung nach diesen 
Vorschriften in Betracht kommen. Obwohl 
der Vertrag dann ggf. wesentliche Änderun-
gen i.S. von § 132 Abs. 1 GWB erfährt, kann 
sich dies ausnahmsweise auch ohne vorge-
schaltete Vergabe rechtfertigen lassen, wenn 
die Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 des 

§ 132 GWB vorliegen (z. B. Einhaltung der  
Bagatellgrenze Abs. 3 oder vom Auftreten 
von vom Auftraggeber nicht vorhersehbaren 
Umständen i.S. von Abs. 2 – wozu die Corona-
Krise durchaus zählt): Treten Zweifel auf, ob 
tatsächlich die Voraussetzungen vorliegen 
und sich die Corona-Krise tatsächlich in  
beträchtlichem Umfang auf die Leistungser-
bringung auswirkt (dies ist der entschei-
dende Punkt), muss die Partei, die die Ver-
tragsanpassung verlangt diese entsprechend 
belegen und nachweisen können. 
 
[GGSC] berät Auftraggeber bei Vergabestra-
tegien und der Anpassung bestehender  
Verträge.  
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 
 

 
 

 

 

 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/caroline-von-bechtolsheim/


 

 

 

 

   – 6 – 

[GGSC] Abfall·Newsletter – Mai 2020 

 

Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB  Tel. 030 726 10 26 0  www. ggsc.de 
Stralauer Platz 34   Fax 030 726 10 26 10  berlin@ggsc.de 
10243 Berlin  

[COVID 19-PANDEMIE: BILLIGKEITS-
ENTSCHEIDUNGEN BEI DER  
ERHEBUNG VON ABFALLGEBÜHREN] 

Der anlässlich der COVID 19-Pandemie  
ausgelöste „Lockdown“ führte zu einem 
weitgehenden Stillstand des Wirtschaftsle-
bens, dessen Konsequenzen insbesondere  
Inhaber kleiner Unternehmen (z. B. Ladenbe-
sitzer) zu spüren bekommen. Um der wirt-
schaftlichen Notlage im Einzelfall Rechnung 
tragen zu können, haben örE die Möglichkeit, 
fällige Gebührenforderungen auf Antrag und 
bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen 
zu stunden und ggf. auf die Erhebung von 
Stundungszinsen zu verzichten (vgl. -> „Stun-
dung von Abfallgebühren…“ April 2020).  
Neben der Stundung kommt auch der voll-
ständige Verzicht auf die Gebührenforde-
rung aus Billigkeitserwägungen in Betracht. 
Allerdings unterliegen „Billigkeitserlasse“  
gemäß § 227 Abgabenordnung und der 
hierzu ergangenen Rechtsprechung zufolge 
strengen Voraussetzungen.  

Erlassbedürftigkeit 

Im Hinblick auf die COVID 19-Pandemie kom-
men hier insbesondere persönliche Billig-
keitsgründe in Betracht, die vorliegen, wenn 
der Gebührenschuldner unverschuldet in 
eine finanzielle Notlage geraten ist und die 
Geltendmachung bzw. Durchsetzung des  

Anspruchs zum Verlust der Existenzgrund-
lage führen würde. Auch wenn die COVID 19-
Pandemie und ihre wirtschaftlichen Auswir-
kungen nicht vorhersehbar und regelmäßig 
auch ursächlich für die wirtschaftliche  
Notlage vieler Unternehmen sind, ist zu  
beachten, dass die Feststellung der Erlassbe-
dürftigkeit gleichwohl eine umfassende 
Würdigung der Umstände im Einzelfall erfor-
dert. Zu prüfen ist also zum Beispiel, ob das 
jeweilige Unternehmen von den Schlie-
ßungsanordnungen betroffen ist, ob diese 
existenzgefährdende Auswirkungen haben 
und auch ob die Möglichkeit der Aufnahme 
von Krediten seitens des Gebührenschuld-
ners besteht bzw. ob dieser bereits insolvent 
ist.  

Erlasswürdigkeit  

Zusätzlich zur Erlassbedürftigkeit ist die  
Erlasswürdigkeit des Gebührengläubigers 
festzustellen. Erlassunwürdig sind regelmä-
ßig Personen, die aus eigenem Verschulden 
in die wirtschaftliche Notlage geraten sind 
und bei denen eine Übernahme der Gebüh-
renschuld durch die Allgemeinheit nach  
Billigkeitsmaßstäben nicht erwartet werden 
kann. Auch bei dieser Voraussetzung ist eine 
umfassende Würdigung der gesamten  
Umstände (z. B. bisherige Zahlungsmoral 
etc.) vorzunehmen.  

https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1946-stundung-von-abfallgebuehren-fuer-ladenbesitzer-die-in-der-corona-krise-ihren-geschaeftsbetrieb-n/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1946-stundung-von-abfallgebuehren-fuer-ladenbesitzer-die-in-der-corona-krise-ihren-geschaeftsbetrieb-n/
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Billigkeitserlass als Ultima Ratio 

Der Erlass von Gebührenforderungen aus 
Billigkeitsgründen nimmt in der Systematik 
der abgabenrechtlichen „Zahlungserleichte-
rungen“ den letzten Platz ein und ist nur 
unter sehr engen Voraussetzungen zulässig. 
Auch die durch die COVID 19-Pandemie ver-
ursachten wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen ändern hieran nichts und erfordern 
eine Prüfung des Einzelfalles. Unberührt 
davon bleiben – je nach Ausgestaltung der 
Satzung – etwaige Möglichkeiten der Gebüh-
renreduzierung bei nicht in Anspruch genom-
menen Leistungen infolge von Schließungs-
anordnungen oder die Stundung der Gebühr. 
[GGSC] verfügt über eine langjährige Exper-
tise in der Beratung von öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträgern in allen Fragen des 
Benutzungsgebührenrechts. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

[ERSETZUNG DES ERÖRTERUNGS-
TERMINS DURCH ONLINE- 
KONSULTATIONEN] 

Erörterungstermine in Genehmigungsver-
fahren sollen demnächst zeitlich befristet 
durch Online-Konsultationen ersetzt werden 
können. 

Wegen der Corona-Pandemie wurden Erörte-
rungstermine in laufenden Genehmigungs-
verfahren bisher vielfach verschoben (vgl. zu 
Energieanlagen den -> [GGSC] Energie-
Newsletter April 2020. Nun wird deutlich, 
dass einige Einschränkungen länger bleiben 
werden. Die Bundesregierung plant deshalb, 
Verzögerungen in Genehmigungsverfahren 
durch ein zeitlich befristetes Planungssicher-
stellungsgesetz zu vermeiden.  

Erforderlichkeit des Erörterungstermins 

Hauptproblem ist der Erörterungstermin. 
Er ist für die Planfeststellung einer Deponie 
zwingend (§ 35 Abs. 2 KrWG i. V. m. § 73 
Abs. 6 VwVfG). Für die Genehmigung anderer 
Abfallentsorgungsanlagen nach dem 
BImSchG steht er im pflichtgemäßen Ermes-
sen der Behörde (§ 10 Abs. 6 BImSchG).  

Mit dem geplanten Gesetz soll klargestellt 
werden, dass bei der Ermessensentschei-
dung, ob der Termin überhaupt stattfindet, 

https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Energie/2020_04/EnergieNL_202004.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Energie/2020_04/EnergieNL_202004.pdf
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/katrin-jaenicke/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-manuel-schwind/
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Beschränkungen und Risiken infolge der 
Corona-Pandemie berücksichtigt werden 
können. Wie bereits in einem Schreiben des 
BMU an die Bund/Länder Arbeitsgemein-
schaft Immissionsschutz (LAI) vom 
03.04.2020 wird damit der Verzicht auf einen 
Erörterungstermin nahegelegt. Trotzdem 
bleibt eine pflichtgemäße Ermessensaus-
übung unter Berücksichtigung aller  
Umstände des Einzelfalls notwendig.  
 
Nach dem geplanten Gesetz soll in Verfah-
ren, in denen auf einen Erörterungstermin 
nicht verzichtet werden kann – also in Plan-
feststellungsverfahren für Deponien –, eine 
Online-Konsultation genügen, wenn der  
Erörterungstermin bis zum 31.03.2021 nicht 
oder nur unter unzumutbaren Bedingungen 
durchgeführt werden könnte.  

Durchführbarkeit des Erörterungstermins 

Ob und unter welchen Bedingungen ein Erör-
terungstermin durchgeführt werden kann, 
hängt von der jeweiligen Corona-Verordnung 
ab. Maßgeblich sind die Veranstaltungsver-
bote der jeweiligen Landesverordnung. Von 
diesen Verboten sind behördliche Veranstal-
tungen teils generell ausgenommen, so dass 
ein Erörterungstermin grundsätzlich zulässig 
sein müsste (z. B. Berlin 22.04.2020). Teils 
sind nur die notwendigsten Veranstaltungen 
erlaubt (z. B. NRW 27.04.2020). Soweit ein  

Erörterungstermin (wieder) zulässig ist, wer-
den mutmaßlich auch in den kommenden 
Wochen und Monaten besondere Hygiene-
anforderungen (z. B. Abstandsgebot) und 
ggf. Teilnehmerbegrenzungen zu beachten 
sein.  

Online-Konsultationen 

Die geplante Online-Konsultation soll ein 
schriftliches Verfahren sein. Den Betroffenen 
sind zunächst die sonst im Erörterungster-
min zu behandelnden Informationen, also 
Einwendungen und Stellungnahmen, über 
das Internet zugänglich zu machen. Dazu 
können sich die Betroffenen binnen einer  
behördlich zu bestimmenden Frist schriftlich 
äußern, auch per E-Mail. Die Äußerungen 
werden (auf Wunsch anonymisiert) veröf-
fentlicht. Dazu können sich die Beteiligten 
binnen einer weiteren Frist erneut äußern. 

Was ist mit Videokonferenzen? 

Der Einsatz von Videokonferenzen ist nicht 
vorgesehen. Das überrascht, weil Videokon-
ferenzen einem Erörterungstermin am ähn-
lichsten wären. An mündlichen Verhandlun-
gen in Gerichtsverfahren können Beteiligte 
per Videotechnik teilnehmen (vgl. z. B. § 102a 
VwGO). Eine öffentliche Verhandlung in  
einem Sitzungssaal findet dennoch statt. 
Dazu können sich einer oder mehrere Betei-
ligte per Videotechnik zuschalten. Auf dem 



 

 

 

 

   – 9 – 

[GGSC] Abfall·Newsletter – Mai 2020 

 

Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB  Tel. 030 726 10 26 0  www. ggsc.de 
Stralauer Platz 34   Fax 030 726 10 26 10  berlin@ggsc.de 
10243 Berlin  

Justizportal des Bundes ist eine Liste von  
Gerichten mit Videotechnik veröffentlicht.  
 
Aus unserer Sicht ist eine derartige ergän-
zende Beteiligung an Erörterungsterminen 
per Videokonferenz auch ohne ausdrückliche 
gesetzliche Regelung zulässig. Sie kann – je 
nach der Zahl der erhobenen Einwendungen 
und den technischen Möglichkeiten der  
Behörde – einfacher und schneller umsetzbar 
sein als eine Online-Konferenz.  

Erörterungstermine im Ermessen 

Ob die Online-Konsultation auch an Stelle  
eines im Wege der Ermessensausübung für 
notwendig befundenen Erörterungstermins 
im immissionsschutzrechtlichen Verfahren 
zulässig sein soll, ist im aktuellen Entwurf 
nicht ganz klar. Unseres Erachtens wäre sie 
als milderes Mittel gegenüber einem voll-
ständigen Verzicht zulässig. Entsprechendes 
gilt für eine vollständige Ersetzung des Erör-
terungstermins durch eine Videokonferenz. 
 
Der Entwurf des BMU (Stand 24.04.20) ist 
den Verbänden zur Anhörung vorgelegt wor-
den. Das Gesetzgebungsverfahren ist noch 
nicht eingeleitet. Änderungen sind also noch 
möglich. Geplant ist die Verabschiedung des 
Gesetzes noch im Mai 2020. 
 
 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

  
 

 

 

 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

[ARBEIT DER KOMMUNALEN  
VERTRETUNGSORGANE IN DER  
COVID 19-PANDEMIE] 

Auch wenn die Sitzungen kommunaler Ver-
tretungsorgane von infektionsschutzrechtli-
chen Kontakt- und Veranstaltungsverboten 
ausgenommen sind, stellt es für die Kommu-
nen in allen Bundesländern eine besondere 
Herausforderung dar, die Handlungs- und 
Beschlussfähigkeit ihrer Vertretungsorgane 
unter Beachtung der Anforderungen des  
Infektionsschutzes dauerhaft sicherzustel-
len.  
 
Der Umzug der Vertretungen in größere Sit-
zungssäle, der Abschluss sogenannter „Pai-
ring-Vereinbarungen“ oder die Übertragung 
von Angelegenheiten auf den Hauptaus-
schuss gehören so mittlerweile vielerorts 
zum neuen Alltag (vgl. -> NL-Artikel „Corona-

https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1949-corona-krise-eilentscheidungen-und-beschlussfassung-im-gemeinderat/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-georg-buchholz/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-markus-behnisch/
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Krise: Eilentscheidungen…“ April 2020). In 
diesem Zusammenhang stellen sich regelmä-
ßig Fragen zur Vereinbarkeit geänderter Ver-
fahrensregeln mit kommunalverfassungs-
rechtlichen Prinzipien wie insbesondere dem 
Sitzungszwang, dem Öffentlichkeitsgrund-
satz oder der Zulässigkeit von Umlaufbe-
schlüssen und Videokonferenzen. In einigen 
Bundesländern existieren zu diesen Fragen 
bereits ausdrückliche gesetzliche Regelun-
gen bzw. ministerielle Anordnungen, die 
nachfolgend überblicksartig – ohne  
Anspruch auf Vollständigkeit – aufgezählt 
werden:  

Gesetze und Verordnungen 

In das GKG NRW wurde ein neuer § 15b auf-
genommen, wonach – unter bestimmten  
Voraussetzungen – die Beschlussfassung in 
der Verbandsversammlung von Zweckver-
bänden im Umlaufverfahren zulässig ist 
(Art. 8 des Gesetzes vom 14.04.2020, GVBl. 
Nr. 12b, S. 217b).  
 
Mit Gesetz vom 24.03.2020 hat der hessische 
Landesgesetzgeber einen neuen § 51a in die 
Hessische Gemeindeordnung und einen 
neuen § 30a in die Hessische Landkreisord-
nung eingefügt (GVBl. Nr. 12, S. 201). Hier-
nach darf der Finanzausschuss der Gemeinde 
bzw. des Landkreises anstelle der Gemeinde-
vertretung bzw. des Kreistages – unter  

besonderen Voraussetzungen – in dringen-
den Angelegenheiten entscheiden. 
 
In Brandenburg wurden ein kommunales 
Notlagegesetz und – hierauf aufbauend – 
eine kommunale Notlagenverordnung erlas-
sen (Brandenburgisches kommunales Notla-
gegesetz vom 15.04.2020, GVBl. I Nr. 14, S. 1; 
Brandenburgische kommunale Notlagenver-
ordnung vom 17.04.2020, GVBl. II Nr. 19, 
S. 1). Die Notlagenverordnung umfasst aus-
führliche Regelungen zur Zulässigkeit audio-
visueller Medien in Sitzungen der Gemeinde-
vertretung und des Hauptausschusses, zur 
Zulässigkeit der Beschlussfassung im schrift-
lichen Umlaufverfahren und zur Anwendung 
des Öffentlichkeitsgrundsatzes in Zeiten der 
Pandemie. 

Rundschreiben und Erlasse 

Das Bayerische Staatsministerium des  
Innern, für Sport und Integration gibt mit 
Schreiben vom 20.03.2020, ergänzt durch 
Schreiben vom 08.04.2020 (Gz.: B 1-1414-11-
17) Hinweise zur Durchführung von Sitzun-
gen der Gemeinderäte, Kreistage, Bezirks-
tage und ihrer Ausschüsse.  
 
Das Niedersächsische Ministerium für Inne-
res und Sport hat ein Hinweisschreiben zu 
den kommunalen Entscheidungsprozessen, 
Direktaufträgen und Liquiditätskrediten vom 

https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1949-corona-krise-eilentscheidungen-und-beschlussfassung-im-gemeinderat/
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19.03.2020 herausgegeben und dieses durch 
Schreiben vom 25.03.2020 ergänzt 
(Gz.: 10005/Corona).  
 
Das Ministerium für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung des Landes Nord-
rhein-Westfalen hat am 21.03.2020 einen  
Erlass zu kommunalverfassungsrechtlichen 
Fragestellungen herausgegeben, der am 
17.04.2020 aktualisiert wurde.  
 
Das Ministerium des Innern und für Sport 
Rheinland-Pfalz hat am 18.03.2020 ein Rund-
schreiben zu kommunalrechtlichen Frage-
stellungen im Zusammenhang mit der 
Corona-Pandemie herausgegeben 
(Gz.: 3162#2020/0004-0301 331).  
 
Das Ministerium für Inneres, ländliche 
Räume und Integration des Landes Schles-
wig-Holstein hat am 16.03.2020 einen Erlass 
zum kommunalen Sitzungsdienst herausge-
geben, der durch einen weiteren Erlass vom 
23.03.2020 ergänzt wurde. 
 
Der Freistaat Thüringen – Ministerium für  
Inneres und Kommunales – hat am 
07.04.2020 ein Rundschreiben betreffend 
Sitzungen der Gemeinde- und Stadträte, 
Kreistage und ihrer Ausschüsse sowie Kom-
munalwahlen auf der Grundlage der Thürin-
ger SARS-CoV-2-Eindämmungsmaßnahmen-

verordnung vom 26. März 2020 herausgege-
ben (Gz.: 35.1-0031-11-0031-11/2020).  
 
Alle vorbezeichneten Erlasse sind auf den 
Websites der Landesministerien abrufbar 
und können auf Wunsch gerne durch uns 
übersandt werden. 
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 
 

 

 

 

 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 
 
 
[STROMKOSTENOPTIMIERUNG  
BEI ENERGIEINTENSIVEN  
KOMMUNALEN GROßANLAGEN] 

Größere energieintensive Unternehmen  
(Industrieanlagen wie Chemie- oder Papier-
fabriken, Geothermiekraftwerke etc.) nutzen 
schon lange dezentrale Energieerzeugungs-
einheiten, um ihren immensen Energiebe-
darf (Strom und idealerweise auch Wärme) 
zu decken.  

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/katrin-jaenicke/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-manuel-schwind/
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Zunehmend sehen wir diese Tendenz auch 
im kommunalen Bereich z. B. für Müllver-
brennungsanlagen, Abwassereinigungsanla-
gen, Schlammentwässerungs- und sonstige 
Verbrennungsanlagen). 
 
Hintergrund sind die günstigen Stromerzeu-
gungskosten, die zustande kommen, indem 
die EEG-Umlage, die Stromsteuer sowie wei-
tere mit dem Strombezug von Lieferanten 
üblicherweise anfallende Kosten vermieden 
werden können.  
 
Dazu werden bei der Projektgestaltung zent-
raler energieintensiver Anlagen flankierend 
kleinere Erzeugungsanlagen (bspw. BHKWs) 
hinzugebaut, die die Energieversorgung der 
großen Anlagen sicherstellen. Liegen die  
Voraussetzungen des Eigenverbrauchs vor, 
kann die EEG-Umlage von derzeit knapp 7 Ct. 
pro kWh auf 40 % dieses Betrages reduziert 
werden. Im Falle des Kraftwerkseigenver-
brauchs reduzieren sich diese Kosten sogar 
auf Null. Regelmäßig kann in diesen Fällen 
auch die Stromsteuer von derzeit rund 2 Ct. 
pro kWh eingespart werden. 
 
Da in diesen Fällen auch die ansonsten eben-
falls erheblichen Netzentgelte entfallen, sind 
die Erzeugungskosten für den Strom so  
gering, dass selbst stromkostenintensive  

Unternehmen im Sinne von § 64 EEG teil-
weise (ergänzend) auf diese Form der Strom-
versorgung zurückgreifen. 
 
Wie erwähnt sehen wir diese Gestaltungsfor-
men zunehmend auch im kommunalen  
Bereich. [GGSC] hat hierzu jüngst eine Stadt 
in Hessen hinsichtlich der Abwasserreini-
gung und Faulschlammverwertung beraten. 
Durch eine verbesserte Zuordnung der  
dezentralen Erzeugungseinheiten sollen dort 
nahezu alle Stationen beginnend bei der Vor-
behandlung über die Verwertung des Faulga-
ses bis zu Verbrennung der Rückstände 
stromkostenoptimiert werden. 
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 
 

 

 

 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 
 
 
 
 
 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-jochen-fischer/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/gina-benkert/


 

 

 

 

   – 13 – 

[GGSC] Abfall·Newsletter – Mai 2020 

 

Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB  Tel. 030 726 10 26 0  www. ggsc.de 
Stralauer Platz 34   Fax 030 726 10 26 10  berlin@ggsc.de 
10243 Berlin  

[PPK-MITENTSORGUNGSENTGELTE: 
ABWARTEN KANN SICH LOHNEN!] 

Nach Ostern ist Dynamik in die Verhandlun-
gen zu den PPK-Mitentsorgungsentgelten 
gekommen, denn der 01.01.2021 rückt  
näher. Zwar haben die Länder in unterschied-
licher Intensität auf die bislang häufig  
fehlenden Abstimmungsvereinbarungen  
reagiert. Aber dass die Systeme ihre Säum-
nisse einfach über den Übergangszeitraum in 
§ 35 Abs. 3 VerpackG zum 01.01.2021 hinaus 
aussitzen können, bezweifeln sie offenbar 
selbst.  
 
Das entscheidende Hindernis für den  
Abschluss von Abstimmungsvereinbarungen 
ist vielerorts die fehlende Einigungsbereit-
schaft in Sachen angemessene Mitentsor-
gungsentgelte. Die Systeme scheinen zu 
glauben, sie könnten die Verantwortung für 
eine PPK-Einigung auf die örE überwälzen,  
indem sie die sogenannte Kompromiss-Emp-
fehlung aus dem Oktober 2019 weiterhin 
vorschlagen.  

Kompromiss-Empfehlung ist obsolet 

Dieser Kompromiss zwischen den kommuna-
len Spitzenverbänden und den Systembetrei-
bern war bekanntlich von Anbeginn sehr  
umstritten. Zwischenzeitlich hat die Wirk-
lichkeit durch den Verfall der Verwertungser-
löse die Empfehlung überholt. Die örE sollen 

Vollkosten für einen Masseanteil von 33,5 % 
beanspruchen können; statt der Berücksich-
tigung des Volumenfaktors sollten die örE 
eine faktische Erhöhung des Kostenanteils 
der Systeme dadurch erzielen können, dass 
diese auf die Verwertungserlöse verzichten. 
Das Zahlenbeispiel in der Kompromiss-Emp-
fehlung lautet: Vollkosten von 100,00 €/Mg 
zzgl. 70,00 €/Mg Erlöseinbehalt. Ein Erlös von 
70,00 €/Mg ergibt sich aus laufenden Ver-
wertungsverträgen nur noch sehr selten, 
meist sehen sich die örE zwischenzeitlich For-
derungen nach Zuzahlungen an die PPK-Ver-
werter gegenüber.  

Kollektivverweigerung der Systeme 

Manchmal bieten die Systeme zwar einen 
Ausgleich für den Fall der Zuzahlung an,  
einen Ausgleich für den weggefallenen Erlös-
einbehalt wollen sie jedoch nicht gewähren. 
Zu Abschlüssen kommt es deshalb meist nur 
in solchen Fällen, in denen sehr niedrige Voll-
kosten deutlich aufgerundet werden und 
laufende Verwertungsverträge noch einen 
gewissen Erlöseinbehalt ergeben.  
 
Eine Formel für eine dauerhafte Überein-
kunft, die zukünftige Ausschreibungsergeb-
nisse bei den Sammelleistungen und insbe-
sondere bei den kommenden Verwertungs-
verträgen berücksichtigt, verweigern die Sys-
teme kollektiv.  
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Formel für die Zukunft 

Die Systeme verdienen aktuell erst einmal 
sehr viel bei fortlaufenden Vertragsverhält-
nissen, die weder einen Masseanteil von 
33,5 % noch eine angemessene Berücksichti-
gung des Volumenfaktors vorsehen, sondern 
Entgelte nur für 17, 18 oder 19 % des PPK-
Aufkommens geleistet werden. Die Inver-
kehrbringer zahlen viel mehr an die Systeme 
und die örE betreiben faktisch eine Quersub-
ventionierung des (Volumen-)Anteils der  
Systeme durch den Gebührenzahler.  
 
Damit muss Schluss sein! Abstimmungsver-
einbarungen, insbesondere auch die gefor-
derten unbefristeten Abstimmungsvereinba-
rungen kann es nur geben, wenn eine dem 
Verpackungsgesetz entsprechende Formel 
zur Anwendung kommt: Vollkosten x Kos-
ten(Volumen-)Anteil gegen Verwertungser-
löse oder Herausgabe. Die örE bekommen – 
den gebührenrechtlichen Grundsätzen ent-
sprechend – den angemessenen Kostenanteil 
von den Systemen. Die Systeme erhalten  
Erlöse oder Herausgabe des Papiers abzüg-
lich der Handlings- oder Zusatzkosten der 
örE. Die Ergebnisse ordnungsgemäßer Aus-
schreibungen durch die örE werden von den 
Systemen genauso anerkannt, wie sie von 
den Verwaltungsgerichten bei der Überprü-
fung von Abfallgebühren anerkannt werden.  

Abwarten kann ein richtiger Weg sein 

Die Systeme wissen sehr wohl, dass sie ihre 
Verweigerungshaltung nicht dauerhaft 
durchhalten können. Vereinzelt werden zwi-
schenzeitlich bereits Mitentsorgungsent-
gelte > 200,00 €/Mg aufgerufen. Die Sys-
teme werden ab Juli 2020 auch neue Lizen-
zentgeltkalkulationen vornehmen und dort 
die veränderte Marktsituation abbilden. Es 
spricht einiges dafür, dass in absehbarer  
Zeit die Mitentsorgungsentgelte über 
200,00 €/Mg liegen – solange können sich 
die einen über befristete Übergangslösungen 
bewegen, denn es gibt verschiedene Konstel-
lationen, die ein weiteres Zuwarten nicht  
erlauben, und die anderen ihre guten Nerven 
beweisen. 
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 
 
 

 

 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/prof-hartmut-gassner/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/wolfgang-siederer/
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[KLAGE WEGEN PPK-MITBENUT-
ZUNGSENTGELT GEGEN SYSTEME] 

Vielerorts gibt es Auseinandersetzungen 
über die Höhe des Entgelts für die Miterfas-
sung von PPK-Verkaufsverpackungen. Im 
Rheingau-Taunus-Kreis sind die Verhandlun-
gen gescheitert und die öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträger haben vertreten 
durch [GGSC] Klage eingereicht, um eine  
angemessene Vergütung für die Miterfas-
sung von Verkaufsverpackungen aus PPK 
durchzusetzen.  

Systeme benutzen Sammelsystem der 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger 
mit 

Hintergrund der Auseinandersetzung ist, 
dass die Entsorgung von Verkaufsverpackun-
gen durch die Verbraucher bereits beim Kauf 
mitbezahlt wird. Die Systeme vereinnahmen 
die Lizenzentgelte und sind im Gegenzug für 
die Entsorgung der Verpackungen zuständig. 
Die Sammlung von Papierabfällen erfolgt 
durch die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger in der „blauen Tonne“. Die Bür-
gerinnen und Bürger werfen in die blaue 
Tonne nicht nur Zeitungen und Schreibpa-
pier, sondern auch Verpackungsabfälle aus 
Papier, wie etwa den Karton von Amazon  
oder den Schuhkarton aus dem Ladenge-
schäft. Daher müssen sich die Systeme mit 

den öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträ-
ger darüber einig werden, zu welchen Kondi-
tionen die öffentlich-rechtlichen Entsor-
gungsträger die Verpackungsabfälle miter-
fassen. 

Höhe des Anspruchs umstritten 

Über die Höhe des gesetzlich normierten  
Anspruchs (§ 22 Abs. 4 Verpackungsgesetz) 
besteht Streit. Nach dem Wortlaut des Geset-
zes und der Auffassung der öffentlich-recht-
lichen Entsorgungsträger ist bei Berechnung 
der Kostenbeteiligung der Systeme zu  
berücksichtigen, dass die Verpackungen (ins-
besondere Kartons) deutlich voluminöser 
sind und daher mehr Kosten bei der Samm-
lung verursachen, als etwa Zeitungspapiere.  
 
Nach dem Verpackungsgesetz kann der  
Anteil der Kostentragung durch die Systeme 
nach Vorgabe des öffentlich-rechtlichen Ent-
sorgungsträgers entweder als Masseanteil  
oder als Volumenanteil berechnet werden. 
Die Ermittlung des Anteils der Verpackungs-
abfälle an der Gesamtmenge nach Massean-
teilen würde bedeuten, dass das Gewicht der 
im Sammelgebiet erfassten PPK-Verpackun-
gen in das Verhältnis zum Gesamtgewicht  
aller erfassten PPK-Abfälle im Sammelgebiet 
gesetzt wird. Bei der Ermittlung des Anteils 
von Verpackungsabfällen nach Volumen 
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wird der räumliche Umfang der in den Sam-
melgefäßen erfassten PPK-Verpackungen 
dem in den Sammelgefäßen erfassten räum-
lichen Umfang aller PPK-Abfälle gegenüber-
gestellt.  

Gerechte Kostenverteilung erforderlich 

Im Vergleich zu der Ermittlung des Anteils an 
PPK-Verpackungsabfällen nach Masse ist der 
Volumenanteil etwa doppelt so hoch, da 
PPK-Verpackungen – anders als z. B. grafi-
sche Papierabfälle – eine wesentlich gerin-
gere Dichte aufweisen. Der Schuhkarton 
nimmt bei gleichem Gewicht deutlich mehr 
Platz in der blauen Tonne ein als etwa Zeitun-
gen. Bei einer Berechnung des Entgelts nach 
Volumen müssten die Systeme etwa zwei 
Drittel der Gesamtkosten tragen, bei einer 
Bemessung nach Masse nur etwa ein Drittel. 
Die örE im Rheingau-Taunus-Kreis wollen 
eine Berechnung nach dem Volumenanteil, 
wie gesetzlich vorgesehen, nun vor Gericht 
durchsetzen.  
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 
 

 

 

 

[DIE EINWÄNDE DES ÖRE UND DER 
BIETER BEI FEHLERHAFTEN AUS-
SCHREIBUNGEN VON DUALEN  
SYSTEMEN] 

Gemäß § 23 Abs. 1 Satz 1 VerpackG haben 
die Systeme die nach § 14 Abs. 1 zu erbrin-
genden Sammelleistungen unter Beachtung 
der Abstimmungsvereinbarung nach § 22 
Abs. 1 und der Rahmenvorgaben nach § 22 
Abs. 2 im Wettbewerb zu vergeben.  
Trotz dieser Regelung kommt es aktuell  
immer wieder vor, dass die Systeme die Leis-
tungen im Widerspruch zu vorhandenen  
Abstimmungsvereinbarungen bzw. unter 
Vorgriff auf und im Widerspruch zu Vorstel-
lungen des örE zu einer künftig erst noch ab-
zuschließenden Abstimmungsvereinbarung 
ausschreiben. 

Einwände des örE und der Bieter 

Dies wirft die Frage auf, wie sich örE und Bie-
ter gegen ein etwaiges gesetzeswidriges Ver-
halten der Systembetreiber wehren können. 
Bieter – zu denen auch operativ tätige örE 
zählen können - haben die Möglichkeit, unzu-
lässige Bedingungen zu beanstanden, das in 
§ 23 Abs. 8 und 9 VerpackG neu eingeführte 
Schiedsverfahren anzustrengen und sich so 
gegen die rechtlich angreifbaren Vergabeun-
terlagen zur Wehr zu setzen.  
 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/prof-hartmut-gassner/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/linus-viezens/
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Auch nicht operativ tätige örE müssen nicht 
sehenden Auges die Missachtung einer  
Abstimmungsvereinbarung (und gegebenen-
falls gar einer vorhandenen Rahmenvorgabe) 
dulden. So kann die zuständige Aufsichtsbe-
hörde über das gesetzeswidrige Verhalten 
des jeweiligen Systems in Kenntnis gesetzt 
werden. Die Aufsichtsbehörde wird dann 
über die ggf. mit Anordnung nach § 62 KrWG 
i.V.m. § 2 Abs. 2 Satz 2 VerpackG zu treffen-
den Maßnahmen, die gem. § 18 VerpackG bis 
zu einem Widerruf der Systemgenehmigung 
reichen können, entscheiden. 
Liegt bereits eine Rahmenvorgabe vor, ist 
ihre Vollstreckbarkeit zu prüfen bzw. ihre 
Vollstreckung zu veranlassen. 
 
Für den Fall, dass keine der vorgenannten 
Maßnahmen eine entsprechende Wirkung 
zeigt, sollte auch geprüft werden, ob klage-
weise die Unterlassung der Gestaltung der 
Ausschreibungsunterlagen im Widerspruch 
zu der geltenden Abstimmungsvereinbarung 
bzw. Rahmenvorgabe verlangt werden kann. 

Hinweise für die Praxis 

ÖrE sollten die von den Systembetreibern 
eingeräumte Möglichkeit nutzen und die in 
der aktuellen – seit Ostern anlaufenden – 
Ausschreibungsperiode freigeschalteten 
Ausschreibungsunterlagen für LVP kontrol-
lieren,  

- ob bestehende Vorgaben aus Abstim-
mungsvereinbarungen vollständig  
umgesetzt sind, 
 

- ob widersprüchliche oder unklare Anga-
ben zur Rolle des öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgers gemacht werden, 
 

- ob Drittbeauftragte des Systembetrei-
bers zu Vorgaben verpflichtet werden, 
die mit dem örE (noch) nicht abgespro-
chen bzw. (noch) nicht Gegenstand einer 
Abstimmungsvereinbarung sind. 

Kein „Auskoppeln“ der Systemfestlegung 

In diesem Zusammenhang ist auch daran zu 
erinnern, dass die teilweise von Systembe-
treibern geübte Praxis, Systembeschreibun-
gen bzw. –festlegungen „auszukoppeln“ und 
dem örE (teils sogar unter Fristsetzung) zur 
Unterschrift vorzulegen, weder im VerpackG 
vorgesehen ist noch ausreichend ist. Es han-
delt sich insoweit lediglich um Anlagen zur 
Abstimmungsvereinbarung, die ihrerseits de-
taillierte Regelungen – z.B. zu Fehlbefüllun-
gen und zur Abfuhr an Feiertagen – enthält. 
Erst durch die für alle Stoffströme auszuhan-
delnden Abstimmungsvereinbarung werden 
auch die zugehörigen Anlagen (wie z.B. die 
Systemfestlegung) wirksam unterzeichnet, 
zumal für die Regelungsgehalte einer Sys-
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tembeschreibung bzw. -festlegung regelmä-
ßig vorgehend auch ein kommunaler Gremi-
envorbehalt zu beachten sein wird. 
 
[GGSC] berät kommunale Betriebe und öf-
fentlich-rechtliche Entsorgungsträger zu 
Rechtsfragen bei der Umsetzung des  
VerpackG. 
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 
 

 

 

 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 
 
[SCHERBEN BRINGEN KEIN GLÜCK: 
ÜBERNAHME DER ANTEILE AN DER 
DUALEN SYSTEM DEUTSCHLAND 
GMBH DURCH REMONDIS- 
KONZERNUNTERNEHMEN  
GESCHEITERT] 

Das OLG Düsseldorf hat jetzt die Untersa-
gung des „Kaufs“ von DSD GmbH durch ein 
Remondis-Konzernunternehmen bestätigt: 
Remondis war gegen Beschluss BKartA in  
Beschwerde gegangen – ohne Erfolg.  

Entscheidend für die Untersagung der  
„Fusion“ durch Übernahme der Anteile an 
der DSD GmbH durch ein Remondis-Unter-
nehmen war die Prognose einer marktbe-
herrschenden Stellung im Sektor der Aufbe-
reitung von Hohlglasscherben.  

Problem: Remondis und DSD bisher Konkur-
renten bei der Aufbereitung und Vermark-
tung von Hohlglasscherben 

Als Problem erwies sich für Remondis vor al-
lem, dass DSD GmbH gerade Hohlglasscher-
ben selbst aufbereitet und vermarktet. In die-
sem Angebotsmarkt traten Remondis und 
DSD GmbH also bisher als Konkurrenten auf. 
Auf dem Angebotsmarkt für andere Erfas-
sungs-, Sortier- und Aufbereitungsleistungen 
stehen sich Remondis nebst Konkurrenten 
dagegen als Anbieter und die dualen Systeme 
(und damit auch DSD GmbH) als Nachfrager 
gegenüber. 

Entscheidungserheblich: Prognose einer 
marktbeherrschenden Stellung infolge der 
Anteilsübernahme 

Schon das BKartA hatte entschieden, dass der 
geplante Zusammenschluss in Form einer 
„vertikalen“ Integration des führenden dua-
len Systems DSD einerseits und eines Unter-
nehmens des in der Entsorgung von Ver-
kaufsverpackungen in Deutschland führen-
den Konzerns Remondis andererseits zu einer 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-frank-wenzel/
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erheblichen Behinderung des Wettbewerbs 
führen würde. Ausschlaggebend ist die Prog-
nose einer marktbeherrschenden Stellung 
auf dem Angebotsmarkt für Hohlglasscher-
ben in der Bundesrepublik. 
 
Entscheidend dafür ist die Beantwortung der 
Frage: Verschafft sich das durch Zusammen-
fassung zweier Anbieter entstandene Unter-
nehmen im Prognosezeitraum von i.d.R. 3 bis 
5 Jahren eine überragende Marktstellung? 
Dies wurde vorliegend bejaht. Abgeleitet 
wurde die marktbeherrschende Stellung aus 
der „horizontalen“ Addition der Marktanteile 
der Beteiligten DSD GmbH und Remondis auf 
über 40 % auf dem Markt für die Vermark-
tung von Hohlglasscherben. Als räumlich  
relevanter Markt wurde dafür das Bundesge-
biet mit nur 5 % Importen und nur 3,5 %  
Exporten identifiziert. Dort stehen sich duale 
Systeme und Glasaufbereiter als Anbieter so-
wie Glashütten und andere Glashersteller als 
Nachfrager gegenüber.  

Glasscherben: In Deutschland ein knappes 
Gut 

Glasscherben sind nach Einschätzung des 
OLG in der Bundesrepublik ein knappes Gut, 
ein Ausweichen auf Importe oder Primärroh-
stoffe wird nicht für möglich gehalten. Der 
durch DSD GmbH für 2020 prognostizierte 
erhebliche Rückgang der Marktanteile (durch 

den Verlust von Aldi als Großkunden) wurde 
nicht für entscheidungserheblich gehalten. 
Zum einen wurden die hierfür herangezoge-
nen Zahlen als nicht hinreichend aussage-
kräftig gewertet. Außerdem waren im  
Gegenzug Zuwächse bei den Marktanteilen 
von Remondis zu verzeichnen.  
 
Auch Anhaltspunkte, dass der Zusammen-
schluss zugleich Verbesserungen der Wett-
bewerbsbedingungen bewirkt und diese die 
Nachteile der Marktbeherrschung überwie-
gen, waren nach Auffassung des Gerichts 
nicht ersichtlich. Auch der durch Remondis in 
Aussicht gestellte Verzicht auf die bisherige 
Aufbereitung in Essen und Hannover konnte 
die wettbewerbsrechtlichen Bedenken nicht 
ausräumen.  

Verfahrenseinwände gegen Verfahren zur 
Akteneinsicht BKartA erfolglos 

Am Rand hat sich das OLG Düsseldorf auch 
noch mit Einwänden von Remondis gegen 
eine (vermeintlich) unzureichende Verfah-
rensführung des BKartA - vor allem mit Blick 
auf die Akteneinsichtnahme - befasst, aber 
keinen Fehler erkennen können. Das Gericht 
führt aus, dass „viele der befragten Unter-
nehmen aus Sorge vor Repressalien durch die 
Zusammenschlussbeteiligten Informationen 
nur unter der Voraussetzung erteilt haben, 
dass eine Identifizierung der Informanten 
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ausgeschlossen werden könne.“ Remondis 
wusste, wer befragt worden war und welche 
Antworten gegeben worden sind. Nur die  
Zuordnung der Antworten zu den Beteiligten 
war nicht möglich.  

Schnelle Entscheidung des BKartA kein  
Verfahrensfehler 

Am Rande sorgt der Gerichtsbeschluss für  
Erheiterung: Gleichsam „auf der Zunge zer-
gehen lassen“ dürften Vertreter von mit Ver-
fahrensverlängerungen (z.B. durch die späte 
Einreichung langer Schriftsätze) geplagten 
Aufgabenträgern auch der nachfolgende 
Satz zur schnellen Verwertung von Schrifts-
ätzen durch die zuständige Stelle (hier: das 
BKartA): „Es liegt auf der Hand, dass eine 18-
seitige Stellungnahme von den mit dem 
Streitstoff bestens vertrauten Mitgliedern 
der entscheidenden Beschlussabteilung mü-
helos innerhalb einer dreitägigen Frist zur 
Kenntnis genommen und in die Entschei-
dungsfindung einbezogen werden konnte.“  
 
[GGSC] berät kommunale Aufgabenträger 
auch umfassend in kartell- und wettbe-
werbsrechtlichen Fragen. 
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 

[NEUES ZU § 2B USTG] 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) 
hat mit Schreiben vom 03.04.2020 Hinweise 
zur Einholung verbindlicher Auskünfte be-
treffend die Anwendung und Auslegung  
des § 2b UStG gegeben (Gz.: III C 2-
S 7107/19/10009:003). Darüber hinaus  
beabsichtigt die Bundesregierung, einen  
Gesetzgebungsvorschlag in den Bundestag 
einzubringen, wonach die in § 27 Abs. 22 
UStG enthaltene Übergangsfrist um weitere 
zwei Jahre verlängert werden soll.  

Einholung verbindlicher Auskünfte 

Eine der in § 89 Abs. 2 Abgabenordnung ent-
haltenen Voraussetzungen für die Einholung 
einer verbindlichen Auskunft ist, dass der 
steuerlich zu beurteilende Sachverhalt „noch 
nicht verwirklicht“ ist. Hierauf bezugneh-
mend führt das BMF in seinem Schreiben 
vom 03.04.2020 aus, dass „[ein], ernsthaft 
geplanter und noch nicht verwirklichter 
Sachverhalt‘ im Sinne des § 89 Abs. 2 Satz 1 
AO […] auch dann [vorliegt], wenn ein Dauer-
sachverhalt aufgrund einer grundlegenden 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/linus-viezens/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/caroline-von-bechtolsheim/
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Gesetzesänderung nur dann unverändert 
fortgeführt werden soll, wenn keine wesent-
lichen negativen Steuerfolgen eintreten“. 
Dies spricht dafür, dass örE bestehende (und 
über den 31.12.2020 hinaus fortdauernde) 
Leistungsbeziehungen auf ihre Umsatzsteu-
errelevanz überprüfen lassen können. Das 
BMF weist ergänzend daraufhin, dass der örE 
darüber hinaus schlüssig darlegen müsse, 
dass eine Änderung des Sachverhaltes für die 
Zukunft möglich wäre.  

Größere Wettbewerbsverzerrungen gem. 
§ 2b Abs. 3 Nr. 1 UStG 

In dem Schreiben vom 03.04.2020 gibt das 
BMF ferner Hinweise zur Anwendung und 
Auslegung des § 2b Abs. 3 Nr. 1 UStG, wo-
nach eine größere Wettbewerbsverzerrung 
nicht vorliegt, wenn die von einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts (jPöR) an eine 
andere jPöR erbrachte Leistung aufgrund  
gesetzlicher Bestimmungen nur von einer 
jPöR erbracht werden darf.  
 
Dem BMF zufolge reicht es hingegen nicht 
aus, wenn das Gesetz lediglich ein „allgemein 
gehaltenes Kooperationsgebot“ regelt, „das 
im Nachgang durch untergesetzliche Verein-
barungen oder die tatsächliche Verwaltungs-
praxis ausgefüllt wird“. Abschließend weist 
das BMF darauf hin, dass die „privatrechtli-
che Ausgestaltung der Leistung“ – z.B. wenn 

ein privatrechtliches Entgelt erhoben wird – 
dazu führt, dass die jPöR nicht im Rahmen 
der öffentlichen Gewalt handelt und somit 
nicht dem Steuerprivileg des § 2b Abs. 1 UStG 
unterfällt.  

Gesetzesvorschlag über zweijährige Verlän-
gerung der Übergangsfrist 

Anlässlich der COVID 19-Pandemie hat die 
Bundesregierung den Entwurf eines 
„Corona-Steuerhilfegesetzes“ erarbeitet, 
welcher – derzeit noch als Formulierungs-
hilfe für die Fraktionen der CDU/CSU und 
SPD (Stand: 30.04.2020, 13:01 Uhr) – auf der 
Homepage des BMF abrufbar ist. Der Entwurf 
sieht u.a. die Aufnahme eines neuen § 27 
Abs. 22a in das Umsatzsteuergesetz vor. Hat 
eine jPöR (bis zum 31.12.2016) gegenüber 
dem Finanzamt erklärt, dass § 2 
Abs. 3 UStG a.F. für sämtliche nach dem 
31.12.2016 und vor dem 01.01.2021 ausge-
führten Leistungen weiterhing gelten soll 
und diese Erklärung nicht vor dem 
01.01.2021 widerrufen, gilt die Erklärung 
auch für sämtliche Leistungen, die nach dem 
31.12.2020 und vor dem 01.01.2023 ausge-
führt werden. Mit anderen Worten: Der Opti-
onszeitraum verlängert sich um zwei Jahre.  
 
Anlass für den Gesetzesentwurf ist eine Ent-
schließung des Bundesrates vom 20.12.2019 
(Bundesratsdrucksache 492/19), die sich für 
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eine Verlängerung des Optionszeitraums 
ausgesprochen hatte. Auch weist die Bundes-
regierung darauf hin, dass die Verlängerung 
erforderlich sei, um die zahlreichen offenen 
Anwendungsfragen des § 2b UStG mit Blick 
auf jPöR zu klären, die Leistungen auf Grund-
lage interkommunaler Zusammenarbeit  
oder im Bereich der Daseinsvorsorge erbrin-
gen. Soweit ersichtlich wurde ein förmliches 
Gesetzgebungsverfahren bislang noch nicht 
eingeleitet. 

Handlungsbedarf 

Da die Europäische Kommission den Geset-
zesvorschlag der Bundesregierung nicht  
beanstandet hat und es sich um ein Gesetz 
zur Abmilderung der Folgen der COVID 19-
Pandemie handelt, bestehen gute Aussich-
ten, dass ein abschließender Gesetzesent-
wurf zeitnah in den Bundestag eingebracht 
und bis zum Jahresende beschlossen wird.  
 
Mit einer Verlängerung der Übergangsfrist 
hätten öffentlich-rechtliche Entsorgungsträ-
ger Zeit gewonnen, um ihre Leistungsbezie-
hungen steuerlich bewerten und ggf. anpas-
sen zu können. Gleichwohl sollten der  
Gesetzgebungsprozess und die Entwicklung 
der Anwendung des § 2b UStG auf jPöR  
genau im Auge behalten werden, um recht-
zeitig vor Ablauf der neuen Übergangsfrist 
(bzw. der alten Übergangsfrist, sollte das  

Gesetz nicht beschlossen werden) einen  
Antrag auf verbindliche Auskunft beim  
Finanzamt stellen zu können. 
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 
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[ANSCHLUSS-UND BENUTZUNGS-
ZWANG FÜR FERIENHÄUSER] 

Auch bei lediglich zeitweilig genutzten Feri-
engrundstücken ist eine behördliche Anord-
nung des Anschluss- und Benutzungszwangs 
grundsätzlich zulässig. Das hat das VG Frank-
furt (Oder) mit Urteil vom 31.01.2020 (Az.: 
5 K 1168/14) entschieden.  

Sachverhalt 

Der Kläger wandte sich gegen eine Anord-
nung, mit der das in seinem Eigentum  
stehende Grundstück, auf dem sich ein spo-
radisch genutztes Ferienhaus befindet, an die 
öffentliche Abfallentsorgung angeschlossen 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/katrin-jaenicke/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-manuel-schwind/
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wurde. Infolge der Anordnung wurde der Klä-
ger zur Zahlung von Abfallgebühren veran-
lagt. Aussteller der Anordnung war der Eigen-
betrieb eines Landkreises, welcher der  
Betriebssatzung zufolge mit der Wahrneh-
mung der Pflichten des örE betraut war.  
Gegen die Anordnung des Anschluss- und  
Benutzungszwanges wandte der Kläger ein, 
auf seinem Grundstück fielen keine überlas-
sungspflichtigen Abfälle an. Wenn er sich 
dort aufhalte, nutze er die kostenpflichtigen 
Abfallsäcke des Beklagten.  

Anordnungskompetenz der Werkleitung des 
Eigenbetriebes  

Das Gericht stellt in seinem Urteil zunächst 
fest, dass die Werkleitung eines Eigenbetrie-
bes (also nicht die Untere Abfallwirtschafts-
behörde!) für den Erlass von Anordnungen 
betreffend den Anschluss- und Benutzungs-
zwang sachlich zuständig ist, wenn dem  
Eigenbetrieb die Aufgaben des örE satzungs-
gemäß übertragen wurden. Das Gericht ord-
net dabei die Durchsetzung des Anschluss- 
und Benutzungszwanges den laufenden  
Geschäften zu, die in die Zuständigkeit der 
Betriebsführung fallen.  

Rechtmäßigkeit der Anordnung 

Zur Begründung der Rechtmäßigkeit der  
Anordnung verweist das Gericht zunächst 

auf die Rechtsprechung (u.a. des Bundesver-
waltungsgerichts), wonach es dem örE nicht 
zumutbar ist, für die Einordung eines Grund-
stückes „zu Wohnzwecken“ das individuelle 
Nutzerverhalten – sprich die Häufigkeit der 
jährlichen Inanspruchnahme der öffentli-
chen Einrichtung Abfallentsorgung – zu  
berücksichtigen.  
 
Insbesondere bedürfe es keiner Feriengrund-
stücke privilegierender „Sonderregelung“ in 
der Abfallgebührensatzung. Die Einordnung 
des Grundstücks als Wohngrundstück und 
die damit einhergehende Gebührenpflicht 
sei gerechtfertigt, da der Kläger die Vorhalte-
leistung der öffentlichen Einrichtung  
Abfallentsorgung in Anspruch nehme (hier: 
ganzjährige Anfahrt des Grundstückes mit 
dem Sammelfahrzeug). Darüber hinaus lasse 
sich ein Anspruch auf Befreiung vom  
Anschluss- und Benutzungszwang nicht  
darauf stützen, dass der Kläger die gelegent-
lich anfallenden Restabfälle über Abfallsäcke 
entsorge, da er hierdurch nicht von der gene-
rell bestehenden gesetzlichen Überlassungs-
pflicht (§ 17 KrWG) frei werde.  
 
[GGSC] verfügt über eine langjährige Exper-
tise in der Beratung öffentlich-rechtlicher 
Entsorgungsträger in allen Fragen des  
Anschluss- und Benutzungszwangs sowie 
des Rechts der Benutzungsgebühren.  
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Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 
 
 
 

 

 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 
 
[AUF UND AB DER ALTPAPIERPREISE] 

Dass es sich bei dem Altpapiermarkt um  
einen volatilen Markt handelt, dürfte allen 
Marktteilnehmern in der Entsorgungsbran-
che bekannt sein. Die jüngsten Entwicklun-
gen hinterlassen offenbar auch ihre Spuren. 
 
Der im zweiten Quartal 2019 verstärkte  
Abwärtstrend der Altpapierpreise hatte sich 
zunächst über den Jahreswechsel bis  
einschließlich Februar fortgesetzt. Aufgrund 
des Überangebots an Altpapier hatten viele 
örE in der Folge Schwierigkeiten, ihre PPK-
Mengen abzusteuern. Teilweise ist dabei 
eine Zuzahlung zur Verwertung erforderlich  
geworden.  
 
Durch die aktuelle Corona-Krise vollzieht der 
Altpapiermarkt in Deutschland offenbar eine 
deutliche Kehrtwende, wie von [GGSC]  

betreute Ausschreibungen erkennen lassen. 
Auch EUWID Recycling und Entsorgung  
berichtet aktuell, dass aufgrund der knapper 
werdenden Mengenversorgung die Nach-
frage der Papierfabriken stark ansteige mit 
der Folge, dass bei den Massensorten bereits 
für den Monat April Preissteigerungen von 30 
bis 50 € erwartet würden. 

Erlösbeteiligung an negativen Erlösen 

Dieses Auf und Ab gibt Anlass, nicht nur den 
jeweiligen Regelungen zur Erlösbeteiligung 
im Rahmen der anstehenden Verhandlungen 
zur Abstimmungsvereinbarung besonderes 
Augenmerk zu schenken. Auch sind [GGSC] 
aus der aktuellen Beratungspraxis Fälle von 
Altverträgen bekannt geworden, in denen 
Systeme zu Unrecht die Beteiligung an nega-
tiven Erlösen verweigern, obwohl die Ver-
träge im Rahmen der Erlösbeteiligung für die 
Verwertung von PPK die Werte des EUWID-
Indexes in Bezug nehmen.  
 
Um derartige Auseinandersetzungen von 
vorneherein zu vermeiden, empfiehlt es sich 
vorsorglich, die Beteiligung an negativen 
PPK-Erlösen ausdrücklich in allen in Betracht 
kommenden zivil- und öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarungen zu regeln.  
 
In diesem Zusammenhang sollte im Übrigen 
auch der Bezugsmonat des EUWID-Indexes 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/katrin-jaenicke/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-manuel-schwind/
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für die Anpassung der aktuellen Erlöse  
unzweifelhaft aus der Vereinbarung hervor-
gehen. Der In Bezug genommene Indexpreis 
ist regelmäßig der im Abrechnungsmonat 
veröffentlichte Indexpreis für den jeweiligen 
Vormonat, der meist dem Leistungsmonat 
aus dem Vertragsverhältnis entspricht. 
 
[GGSC] berät öffentlich-rechtliche Entsor-
gungsträger und kommunale Betriebe zu  
allen Aspekten der Altpapiersammlung und –
verwertung. 
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 
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[FRAGWÜRDIGE FORDERUNGEN DER 
PRIVATEN ALTKLEIDERBRANCHE] 

Die Corona-Krise hat Auswirkungen auch auf 
den Alttextilmarkt. Die Fachpresse berichtet 
von vollen Lagern und ungünstigen Markt-
entwicklungen. Kommunen sehen sich durch 
Presseveröffentlichungen, aber auch durch 
direkte Ansprachen von Anbietern mit zum 
Teil fragwürdigen Forderungen konfrontiert. 

Kommunen sollen zahlen 

So hat beispielsweise der -> Fachverband 
Textilrecycling für private Textilsammler  
neben wohlmeinenden Ratschlägen für Bür-
ger gegenüber Kommunen diverse Forderun-
gen erhoben 

- kostenfreie Entsorgungsmöglichkeiten 
für Störstoffe, die von den Verbrauchern 
in und um die Altkleidercontainerplätze 
herum „abgelagert“ werden, bereit zu 
stellen, 

- Vergütungen an die Kommunen einzu-
stellen, 

- von Mietzahlungen für die gewerblichen 
Altkleidercontainer befreien, 

- bei Ausschreibungen der Sammlung von 
Alttextilien für die Entsorgung der unge-
wollten Störstoffe eine Kostenüber-
nahme durch die kommunalen Auftrag-
geber vorzusehen. 

 

https://www.bvse.de/gut-informiert-textil-recycling/pressemitteilungen-textilrecycling/5722-bvse-besorgt-vermuellte-altkleidercontainer-spitzen-lage-fuer-textilrecycler-zu.html
https://www.bvse.de/gut-informiert-textil-recycling/pressemitteilungen-textilrecycling/5722-bvse-besorgt-vermuellte-altkleidercontainer-spitzen-lage-fuer-textilrecycler-zu.html
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-frank-wenzel/
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Ablagerungen rund um die Container sind 
weder neu noch ein Spezifikum der Corona-
Krise. In der Regel enthalten bereits die betr. 
Entsorgungsverträge Vorgaben zur Sauber-
haltung und Beräumung von Beistellungen. 
Handelt es sich um gewerbliche Sammlun-
gen (ohne kommunalen Auftrag), bestehen 
zumeist Verpflichtungen im Zusammenhang 
mit den notwendigen Sondernutzungser-
laubnissen. 

Kalkulationsrisiko verwirklicht sich 

Ob im Rahmen eines Entsorgungsauftrags 
Zurückbehaltungsrechte oder gar Anpas-
sungsansprüche bestehen, ist eine Frage des 
Einzelfalls. Dabei ist ein Einnahmenrückgang 
zwar auch im Zusammenhang mit der Krise 
stehend, aber Teil des gerade für einen vola-
tilen Markt typischen Kalkulationsrisikos des 
Bieters bzw. Auftragnehmers. Entsprechen-
des gilt für die Kostenseite, und sei es für 
Mietzahlungen für Abfallbehälter. Diese Risi-
koverteilung gilt erst recht im Falle von ge-
werblichen Sammlungen, die ohne kommu-
nalen Auftrag erfolgen. Hier würde sich  
ohnehin die Frage der Finanzierung stellen, 
da derartige Fremdkosten für die Kalkulation 
von Abfallgebühren offensichtlich nicht  
ansatzfähig wären. Über die rechtlichen  
Erwägungen hinaus muten derartige Forde-
rungen nach finanzieller Unterstützung 

schon deshalb merkwürdig an, weil aus ver-
gangenen Hochpreisphasen – Altkleider  
erbrachten vor wenigen Jahren noch 600-700 
€/Mg Erlöse – keine freiwilligen Erlösbeteili-
gungen zugunsten von Kommunen überlie-
fert sind. 

Übernahme von Störstoffen 

Auch die geforderte Übernahme von Stör-
stoffen bei Ausschreibungen begegnet  
Bedenken. Zum einen ergeben sich bereits 
Probleme aus praktischer Sicht: die Separie-
rung von Störstoffen stellt eine Abfallbe-
handlung dar, die im Regelfall nicht bereits 
am Container erfolgen kann. Erfolgt die Tren-
nung am Standort stellt sich die Frage, wie  
sichergestellt werden kann, dass ausschließ-
lich die spezifischen Störstoffe zugeordnet 
werden. Zum anderen ist die Überlassung 
von Störstoffen in tatsächlicher und rechtli-
cher Hinsicht auch bei Ausschreibungen strit-
tig und mitunter Gegenstand von Rügen.  
Private Entsorger reklamieren hier sonst für 
sich, keiner Überlassungspflicht zu unterlie-
gen, da es sich insoweit ausschließlich um 
Abfälle zur Verwertung handele. 

Zweifelhafte „Sonderangebote“ 

ÖrE und Kommunale Betriebe werden  
ansonsten unter Verweis auf die Corona-
Krise verstärkt direkt von Anbietern ange-
sprochen und aufgefordert, eine direkte, 
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„ausschreibungsfreie“ Beauftragung von 
Entsorgungsdienstleistungen für Altkleider 
zu veranlassen. Ein solches Ansinnen  
erscheint in mehrfacher Hinsicht fragwürdig: 
die Corona-Krise rechtfertigt keinen Verzicht 
auf die Einhaltung vergaberechtlicher Best-
immungen, es gelten lediglich im Einzelfall 
vergaberechtliche Sonderbestimmungen, 
wie an anderer Stelle ausführlich dargelegt 
Und soweit tatsächlich ein Preisverfall – oder 
gar eine Zuzahlung – eingetreten sein sollte, 
sind die Auftragswerte für die sog. Schwel-
lenwerte bereits bei kleineren Mengen schon 
erreicht und europaweit bekannt zu ma-
chende Ausschreibungen angezeigt. 
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 
 

 

 

 

 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 
 
 
 
 
 

[OVG MÜNSTER ZUR UNZUVERLÄS-
SIGKEIT GEWERBLICHER SAMMLER] 

Ein weiteres Mal hat sich ein Oberverwal-
tungsgericht mit den Voraussetzungen für 
den Erlass eines Untersagungsbescheides 
nach § 18 Abs. 5 Satz 2 KrWG eingehend  
befasst.  
 
Aufgrund massiver und systematischer Ver-
stöße gegen die Rechtsordnung war die Klä-
gerin in zahlreichen früher ergangenen Ent-
scheidungen als unzuverlässig eingestuft 
worden. Unter Verwies auf eine daraufhin  
erfolgte personelle Umstrukturierung sowie 
die Umsetzung gerichtlicher Vorgaben hielt 
die Klägerin den Untersagungsbescheid für 
nicht mehr tragbar. Neben dem Untersa-
gungsgrund der Bedenken gegen die Zuver-
lässigkeit, prüfte das Gericht außerdem die 
Voraussetzungen des Untersagungsgrundes 
nach § 18 Abs. 5 Satz 2 Alt. 2 KrWG. Das  
Gericht gab der Klägerin Recht und hob den 
Bescheid auf.  

Berechnung der Irrelevanzschwelle 

Auch wenn der Untersagungsgrund nach 
§ 18 Abs. 5 Satz 2 Alt. 2 KrWG nach Auffas-
sung des Gerichts nicht vorliegt, positioniert 
es sich einmal mehr zu der bis dato vom Bun-
desverwaltungsgericht noch nicht abschlie-
ßend geklärten Frage, wie die sog. Irrelevanz-
schwelle zu berechnen ist.  

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-frank-wenzel/
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Bereits rechtmäßig durchgeführte private 
Sammlungen würden danach lediglich den 
Status quo mitprägen und könnten allenfalls 
für die einzelfallbezogene Konkretisierung 
des Schwellenwertes innerhalb der Band-
breite der Irrelevanzschwelle von 10 – 15% 
von Bedeutung sein.  
 
Bemerkenswert ist hier, dass auch das OVG 
zur Berechnung der Irrelevanzschwelle den 
prozentualen Anteil der angezeigten Samm-
lung des gewerblichen Sammlers bezogen 
auf die jährliche Sammelmenge des öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgers  
bestimmt und damit der für den örE äußerst 
nachteiligen Berechnungsweise des BayVGH 
widerspricht.  

Bedenken gegen die Zuverlässigkeit 

Weitreichender sind hingegen die Ausfüh-
rungen des OVG zu dem Untersagungsgrund 
gemäß § 18 Abs. 5 Satz 2 Alt. 1 KrWG wegen 
Bedenken gegen die Zuverlässigkeit. Zutref-
fend stellt das Gericht zunächst klar, dass 
eine erst nachträgliche Begründung eines 
Untersagungsbescheides auch unter dem 
Gesichtspunkt der Unzuverlässigkeit nicht 
der Berücksichtigung dieses Aspektes bei der 
Prüfung der Rechtmäßigkeit des Bescheides 
entgegenstehe. Da es sich um einen gebun-
denen Verwaltungsakt handele, bleibe der 

Regelungsgehalt der Untersagungsanord-
nung auch bei Hinzutreten des weiteren  
Untersagungsgrundes unberührt. 
 
Bei der im Rahmen der Prüfung der Zuverläs-
sigkeit notwendig anzustellenden Prognose 
darüber, ob der jeweilige Sammler die in 
Rede stehende Sammlung zukünftig ord-
nungsgemäß durchführen wird, bezieht das 
OVG zutreffend sämtliches – auch außerhalb 
des Entsorgungsgebietes gezeigtes - Verhal-
ten der Klägerin mit in seine Prognose ein 
und bestätigt einmal mehr, dass eine lokale 
Begrenzung des Zuverlässigkeitsbegriffs, wie 
es unter anderem der BayVGH fordert, nicht 
erforderlich ist.  
 
Zwar kämen nach Auffassung des Gerichts in 
der Vergangenheit begangenen oder gegen-
wärtigen Verstößen gegen Anforderungen 
an die Sammlung besondere Bedeutung zu. 
Allerdings komme es insbesondere für den 
Fall, dass jemand in der Vergangenheit unzu-
verlässig war, darauf an, ob die Ursachen 
hierfür fortbestehen oder sich die Einstellung 
des Betreffenden zur Rechtsordnung oder 
sein Verhalten dahingehend geändert haben, 
dass er zukünftig die Vorschriften beachten 
wird. Entscheidend sei, ob das Verhalten, das 
früher zur Unzuverlässigkeit geführt hat, 
diese Schlussfolgerung vor dem Hintergrund 
des Übermaßverbots noch rechtfertigt, oder 
ob sonstige Umstände hinzugetreten sind, 



 

 

 

 

   – 29 – 

[GGSC] Abfall·Newsletter – Mai 2020 

 

Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB  Tel. 030 726 10 26 0  www. ggsc.de 
Stralauer Platz 34   Fax 030 726 10 26 10  berlin@ggsc.de 
10243 Berlin  

die auf einen Mangel an Zuverlässigkeit 
schließen lassen. 
 
Unter Zugrundelegung des vorgenannten 
Maßstabes kommt das Gericht zu dem  
Ergebnis, dass die Klägerin – wohlgemerkt 
obwohl sie ihre Sammeltätigkeit auch gegen-
wärtig nicht in völliger Übereinstimmung mit 
den Anforderungen der Rechtsordnung aus-
übe – die Bedenken gegen ihre Zuverlässig-
keit ausgeräumt habe.  
 
Ausschlagegebend seien dafür insbesondere 
die personellen Umbesetzungen und Verän-
derungen der Klägerin gewesen. Mit Blick auf 
die seit der jüngeren Vergangenheit vorge-
worfenen Zuwiderhandlungen würden diese 
sämtlich nicht den Kernbereich ihrer Ver-
pflichtungen betreffen. Außerdem sei der Be-
treffende nicht dann erst zuverlässig, wenn 
er prognostisch die Gewähr für eine lücken-
lose und vollständige Beachtung aller für die 
Durchführung der Sammlung maßgebenden 
Anforderungen bietet. 

Hinweise für die Praxis 

Die Entscheidung verdeutlicht einmal mehr 
die hohen Anforderungen an die Untersa-
gung einer gewerblichen Sammlung. Im Rah-
men einer Untersagung nach § 18 Abs. 5 Satz 
2 Alt. 1 KrWG, die sich auf Vorfälle in weit zu-
rückliegender Vergangenheit bezieht, sollte 

immer das Übermaßverbot besondere Be-
rücksichtigung finden. 
 
[GGSC] berät örE und zuständige Behörden 
zu Fragen der Gewerblichen Sammlungen. 
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 
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[ABFALLEINGENSCHAFT VON  
BODENAUSHUB – DER BAYVGH 
STELLT AUSLEGUNGSGRUNDSÄTZE 
AUF] 

In der diesjährigen Januar-Ausgabe unseres  
-> Abfall-Newsletters haben wir bereits die 
Frage aufgeworfen, inwieweit unbelasteter 
Erdaushub im Zusammenhang mit dem  
Anfall und der Beschaffung von Bodenmate-
rial für die Herstellung der Oberflächenab-
dichtung von Deponien als „Abfall“ im Sinne 
des Kreislaufwirtschaftsgesetzes einzustu-
fen ist und unter welchen Umständen von  

https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Abfall/2020_01/AbfallNL_202001.pdf
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-frank-wenzel/


 

 

 

 

   – 30 – 

[GGSC] Abfall·Newsletter – Mai 2020 

 

Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB  Tel. 030 726 10 26 0  www. ggsc.de 
Stralauer Platz 34   Fax 030 726 10 26 10  berlin@ggsc.de 
10243 Berlin  

einem Ende der Abfalleigenschaft ausgegan-
gen werden kann. Kürzlich hat sich auch der 
Bayerische Verwaltungsgerichtshof mit der 
Thematik des Endes der Abfalleigenschaft 
auseinandergesetzt. 

Teppichstanzreste aus der Automobilpro-
duktion – Noch Abfall oder bereits ein Pro-
dukt? 

In dem Eilverfahren stritten ein Hersteller 
von Reitplatzbelägen und die zuständige 
Vollzugsbehörde um die Abfalleigenschaft 
von Stanzresten aus der Produktion von  
Teppichböden für Kraftfahrzeuge nach Auf-
bereitung und Verwendung als Reitplatzbe-
lag. In seinem Beschluss vom 17.02.2020 (Az.: 
12 CS 19.2505) hat der Bayerische Verwal-
tungsgerichtshof die zuvor durch die Voll-
zugsbehörde und durch die Vorinstanz be-
jahte Abfalleigenschaft in ungewöhnlicher 
Schärfe verneint. 
Die Auslegungsgrundsätze, die der Verwal-
tungsgerichtshof in seinem Beschluss auf-
stellt, lassen sich auf die Problematik der Ab-
falleigenschaft von Bodenmaterial für die 
Herstellung der Oberflächenabdichtung von 
Deponien übertragen. 
 
 
 
 
 

Kein Beurteilungsspielraum der Behörden  

Ob das Ende der Abfalleigenschaft nach § 5 
Abs. 1 KrWG erreicht ist, unterliegt uneinge-
schränkter verwaltungsgerichtlicher Kon-
trolle. Ein Prognose- oder Beurteilungsspiel-
raum der Behörden existiert nicht. Die  
Abfalleigenschaft eines Stoffes oder Gegen-
standes endet unmittelbar qua Gesetz ohne 
konstitutive Feststellung durch Verwaltungs-
akt. 

Verteilung der materiellen Beweislast zwi-
schen Unternehmer und Vollzugsbehörde 

Für die Verteilung der Beweislast kommt es 
auf den jeweiligen konkreten Sachzusam-
menhang an. Will die Behörde eine Anord-
nung erlassen, deren Voraussetzungen an die 
Abfalleigenschaft des betreffenden Stof-
fes/Gegenstandes geknüpft sind, dann trägt 
die Behörde für das Fortbestehen der  
Abfalleigenschaft des streitgegenständli-
chen Materials die Darlegungs- und Beweis-
/Feststellungslast. Die Behörde muss daher 
etwaigen vom Unternehmer vorgelegten 
Gutachten, Stellungnahmen und Befunden 
zur Schadlosigkeit des Materials in substanti-
ierter und qualifizierter Weise entgegenge-
treten.  
 
Wendet sich hingegen der Unternehmer an 
die Behörde und begehrt eine begünstigende 
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verwaltungsrechtliche Handlung, z. B. einen 
sog. Produktanerkennungsbescheids bzw. 
ein Negativattest, trägt der Unternehmer die 
Darlegungs- und Beweis-/Feststellungslast 
für das Vorliegen der Voraussetzungen des 
§ 5 Abs. 1 KrWG. 

Keine Fortgeltung der strengen Rechtspre-
chung zur alten Rechtslage  

Die bisherige Rechtsprechung des EuGH und 
diesem folgend des Bundesverwaltungsge-
richts wurde durch die Neuregelung des  
§ 5 Abs. 1 KrWG deutlich abgeschwächt und 
lässt sich daher nicht ohne Weiteres auf die 
aktuelle Rechtslage übertragen. 

Durchlaufen eines Verwertungsverfahrens  

Damit ein Stoff/Gegenstand seine Abfallei-
genschaft verliert, muss er zunächst ein Ver-
wertungsverfahren durchlaufen haben. Ein 
Verwertungsverfahren kann auch bereits in 
der bloßen Sichtung und Trennung des  
Abfalls bestehen mit dem Ziel nachzuweisen, 
dass er die Kriterien für das Ende der Abfallei-
genschaft erfüllt. Demzufolge können schon 
Verfahren der Prüfung und Reinigung zur  
Beendigung der Abfalleigenschaft genügen.  
 
 
 
 

Keine Risikovorsorge „ins Blaue“ 

Die Schadlosigkeit des streitgegenständli-
chen Materials nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 KrWG 
kann sich bspw. daraus ergeben, dass als  
Einsatzmaterial allein nicht gefährliche  
Abfälle eingesetzt werden, das Gefährdungs-
potential durch technische Maßnahmen vor 
Ort beherrschbar ist, die chemischen Stoffe 
wasserunlöslich sind und nicht ausgewa-
schen werden können, Gasaustausch und 
Verwehungen ausgeschlossen sind, die durch 
die Verwendung typischerweise eintreten-
den Umwelteinflüsse, wie bspw. UV-Strah-
lung, das Material nicht angreifen können, 
einschlägige Grenz- oder Vorsorgewerte ein-
gehalten werden, der Eintrag von Schadstof-
fen entlang der Liefer- und Behandlungskette 
produktionstechnisch ausgeschlossen ist  
oder eine gute Langzeitbeständigkeit des 
Materials gegeben ist.  
 
Ein Gefahrenbezug kann nur bei Kenntnis 
sämtlicher Umstände, wie Zusammenset-
zung, Konzentration, Eintragsmenge und 
Maß der Schädlichkeit des streitgegenständ-
lichen Materials, hergestellt werden. Ein  
absolutes Minimierungsgebot, wäre mit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht ver-
einbar. Vielmehr muss jede Vorsorgemaß-
nahme nach Umfang und Ausmaß dem kon-
kreten Risikopotential, dessen Eintritt sie 
entgegenwirken soll, proportional sein. 
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[GGSC] berät öffentlich-rechtliche Entsor-
gungsträger und kommunale Entsorgungs-
unternehmen regelmäßig gerichtlich und au-
ßergerichtlich in allen Fragen des Abfall- und 
Anlagenzulassungsrechts. 
 
Rückfragen bei [GGSC] bitte an 

 

 
 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

 
 
[ABFALLRECHTLICHE ENTSCHEIDUN-
GEN IN KÜRZE] 

Im Folgenden finden Sie eine Auflistung  
aktueller abfallrechtlicher Entscheidungen in 
einer Kurzfassung. 

OLG Düsseldorf zur Übernahme des System-
betreibers DSD durch Remondis 

Das OLG Düsseldorf hat mit Beschluss vom 
22.04.2020 (Az.: VI Kart 3/19 V) die Untersa-
gung des „Kaufs“ von DSD GmbH durch ein 
Remondis-Konzernunternehmen bestätigt. 

Ausführlich zu der Entscheidung in diesem 
Newsletter. 

Streit um Bauschuttdeponie 

Das OVG Saarlouis hat dem Betreiber einer 
Bauschuttdeponie vorläufigen Rechtsschutz 
gegen eine Untersagungsverfügung gewährt 
(Beschl. v. 26.03.2020, Az.: 1 B 306/19).  

Geruchseinwirkungen einer Biovergärungs-
anlage 

In einer immissionsschutzrechtlichen Kon-
fliktlage hat sich das VG Berlin mit den Ge-
ruchseinwirkungen einer Biovergärungs-an-
lage auf einen Hotelum- bzw. ausbau befasst 
(Beschl. v. 18.02.2020, Az.: 19 L 523/19). 

Reiten auf Teppichresten 

In einem Eilverfahren haben ein Hersteller 
von Reitplatzbelägen und die zuständige 
Vollzugsbehörde um die Abfalleigenschaft 
von Stanzresten aus der Produktion von Tep-
pichböden für Kraftfahrzeuge nach Aufberei-
tung und Verwendung als Reitplatzbelag ge-
stritten. In seinem Beschluss vom 17.02.2020 
(Az.: 12 CS 19.2505) hat der BayVGH die Ab-
falleigenschaft verneint. Ausführlich zu der 
Entscheidung in diesem Newsletter. 
 
 

https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/jens-kroecher/
https://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/daniela-weber/
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Viel Lärm um eine Mülltonne 

In einer baurechtlichen Entscheidung, die u.a. 
die Einhaltung des Rücksichtnahmegebotes 
bei einem Mülltonnenplatz zum Gegenstand 
hatte, hat das VG Cottbus keinen vorläufigen 
Rechtsschutz gewährt (Beschl. v. 14.02.2020, 
Az.: 3 L 585/19). 

Prospekthaftung bei geplanter EBS-Anlage 

Das Brandenburgische Oberlandesgericht 
hatte über einen möglichen Schadensersatz-
anspruch wegen verlorener Investitionen u.a. 
nach den Grundsätzen der Prospekthaftung 
für eine geplante EBS-Anlage zu entscheiden 
(Urt. v. 12.02.2020, Az.: 11 U 172/17). 

Unzuverlässigkeit eines gewerblichen 
Sammlers 

Das OVG NRW hat sich mit den Umständen, 
bei deren Vorliegen prognostisch keine Unzu-
verlässigkeit eines gewerblichen Sammlers 
mehr gegeben sein kann, in seinem Urteil v. 
07.02.2020 (Az.: 20 A 875/17) näher befasst. 
Ausführlich zu der Entscheidung in diesem 
Newsletter. 

Abfall auf Feriengrundstücken 

Auch bei lediglich zeitweilig genutzten Feri-
engrundstücken ist eine behördliche Anord-
nung des Anschluss- und Benutzungszwangs 

grundsätzlich zulässig. Das hat das VG Frank-
furt (Oder) mit Urteil vom 31.01.2020 (Az.: 
5 K 1168/14) entschieden. Ausführlich zu der 
Entscheidung in diesem Newsletter. 

Wertstoffsammelstelle als Sachmangel bei 
Wohnungskauf 

„Eine in der Nähe einer vom Bauträger erwor-
benen Eigentumswohnung auf Anweisung 
der Stadt errichtete Wertstoffsammelstelle 
begründet keinen Sachmangel der Kaufsache 
im Sinne von § 437 BGB, weil die damit ein-
hergehende Beeinträchtigung als sozialadä-
quat hinzunehmen ist. Der Bauträger ist 
nicht verpflichtet, den Erwerber der Eigen-
tumswohnung vor Vertragsschluss über die 
geplante Aufstellung der Wertstoffsammel-
stelle aufzuklären, wenn es sich um eine für 
jedermann öffentlich zugängliche Informa-
tion handelt, die jederzeit bei der Stadt abruf-
bar war.“ So fasst das OLG Düsseldorf seine 
Leitsätze für das Urteil vom 21.01.2020 (Az.: 
I-21 U 46/19) zusammen. 
 
Behörden und kommunalen Unternehmen 
übersenden wir auf Nachfrage gerne die  
angeführten Entscheidungen. 

Rückfragen bei [GGSC] bitte an  

Rechtsanwalt und  
Fachanwalt für  
Vergaberecht 
Dr. Frank Wenzel 

-> zurück zum Inhaltsverzeichnis 

http://www.ggsc.de/team/anwaeltinnen-berlin/dr-frank-wenzel/
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[GGSC] IN EIGENER SACHE 

Rechtsanwalt Linus Viezens und Rechtsan-
walt Dr. Joachim Wrase sind jeweils mit Wir-
kung zum 01.05.2020 in die Partnerschaft 
[GGSC] eingetreten. Künftig bilden daher 
zwölf Anwältinnen und Anwälte als im Part-
nerschaftsregister eingetragene Partner die 
[GGSC] Partnerschaft von Rechtsanwälten 
mbB. 
 
Seit vielen Jahren gehört Linus Viezens zum 
Anwaltsteam von [GGSC] und ist für eine 
Vielzahl von Mandanten als Experte insbe-
sondere im Abfallbereich - aber auch auf den 
Gebieten des Vergabe-, Kommunal- und  
Abgabenrechts tätig. [GGSC] freut sich, ihn 
für eine Beteiligung an der Partnerschaft  
gewonnen zu haben und mit ihm gemeinsam 
u.a. die führende Stellung in der Beratung der 
kommunalen Abfallwirtschaft zu festigen 
und auszubauen. 
 
Zeitgleich ist Dr. Joachim Wrase als Partner 
hinzugekommen, der mit Dr. Sebastian 
Schattenfroh das private Baurecht bei [GGSC] 
verantwortet und federführend in den Berei-
chen Digitalisierung und Fördermittelrecht 
tätig ist. 
 
 
 
 

[GGSC] AUF VERANSTALTUNGEN 

Die [GGSC] Seminare GmbH bietet Ihnen 
Inhouse-Schulungen zu allen aktuellen 
Rechtsfragen der Abfallwirtschaft, insb. zum 
Abfallgebühren, Vergabe- und Verpackungs-
recht an. Selbstverständlich besteht das An-
gebot auch für Webinare, die wir online mit 
Ihren MitarbeiterInnen durchführen können. 
Senden Sie uns Ihre Anfrage bitte an  
info@ggsc-seminare.de. 
 
Besonders hinweisen möchten wir noch auf 
die folgende Veranstaltung: 
 
Rechtsanwältin Katrin Jänicke  

Online-Seminar „Finanzierung von Deponien 
nach Kommunalabgaben-, Handels- und 
Steuerrecht“  
Akademie Dr. Obladen/[GGSC] 
-> 12.05.2020 Online 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://kommunalwirtschaft.eu/veranstaltungen/kreislaufwirtschaft/03720-finanzierung-von-deponien-nach-kommunalabgaben-handels-und-steuerrecht


 

 

 

 

   – 35 – 

[GGSC] Abfall·Newsletter – Mai 2020 

 

Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB  Tel. 030 726 10 26 0  www. ggsc.de 
Stralauer Platz 34   Fax 030 726 10 26 10  berlin@ggsc.de 
10243 Berlin  

[GGSC-VERÖFFENTLICHUNGEN] 

In der Ausgabe der Zeitschrift Müll und  
Abfall (Heft 04/2020, Seite 212) findet sich 
ein Beitrag von [GGSC] RechtsanwältInnen 
zu folgendem Thema: 

 Kompetenzen des öffentlich-rechtlichen 
Entsorgungsträgers im Umgang mit 
Elektroaltgeräten 

 Neue BVT-Schlussfolgerungen für Abfall-
verbrennungsanlagen  

 

[HINWEIS AUF ANDERE GGSC-
NEWSLETTER] 

Bau Newsletter 

März 2020 

Einige Themen dieser Ausgabe: 

 Bauverträge:  

• Verzögerte Vergabeverfahren 
• Ablaufstörungen in der Bauausfüh-

rung  
• Lieferstörungen, insbesondere bei 

Technikgewerken  
• Preisanpassungen wegen Ablaufstö-

rungen  
• Zahlungsstockungen  
• Komplette Stilllegungen von Baustel-

len?  
• Kündigung wegen Corona  

 Planungsverträge:  

• Ausgangspunkte  
• Ablaufstörungen in der Planung – 

Pflicht zur Leistungserbringung?  
• Zahlungsstockungen  
• Mehrhonorar wegen Projektverlänge-

rung?  
• Kündigung bei längeren Störungen? 

 
 
 
 

Vergabe Newsletter 

März 2020 

Einige Themen dieser Ausgabe: 

 Folgen der Corona-Krise für Vergabe- 
und Nachprüfungsverfahren 

 Beschaffung von Elektrobussen 

 BGH: Bei Rechtswidrigem Angebotsaus-
schluss droht Schadensersatzpflicht – 
auch ohne vorherige Rüge! 

 Technische Schwierigkeiten gehen nicht 
immer zu Lasten des öffentlichen Auf-
traggebers 

 

 

 

https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Bau/2020_03/BauNL_202003.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/Bau/2020_03/BauNL_202003.pdf
https://www.ggsc.de/fileadmin/user_upload/newsletter/OEPP_Vergabe/2020_03/VergabeNL_202003.pdf
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1936-folgen-der-corona-krise-fuer-vergabe-und-nachpruefungsverfahren/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1936-folgen-der-corona-krise-fuer-vergabe-und-nachpruefungsverfahren/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1931-beschaffung-von-elektrobussen/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1932-bgh-bei-rechtswidrigem-angebotsausschluss-droht-schadensersatzpflicht-auch-ohne-vorherige-rue/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1932-bgh-bei-rechtswidrigem-angebotsausschluss-droht-schadensersatzpflicht-auch-ohne-vorherige-rue/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1932-bgh-bei-rechtswidrigem-angebotsausschluss-droht-schadensersatzpflicht-auch-ohne-vorherige-rue/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1933-technische-schwierigkeiten-gehen-nicht-immer-zu-lasten-des-oeffentlichen-auftraggebers/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1933-technische-schwierigkeiten-gehen-nicht-immer-zu-lasten-des-oeffentlichen-auftraggebers/
https://www.ggsc.de/aktuelles/aktuelle-newsletter/newsletter-artikel/news/1933-technische-schwierigkeiten-gehen-nicht-immer-zu-lasten-des-oeffentlichen-auftraggebers/
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[HINWEIS AUF KOMMUNALWIRT-
SCHAFT.DE] 

Wir erlauben uns, Sie auf das Angebot der 
apm3 GmbH bzw. der Akademie Dr. Obladen 
hinzuweisen, dass Sie im Internet unter 
www.kommunalwirtschaft.eu finden. Auf 
der Seite finden Sie regelmäßig Neuigkeiten 
von [GGSC] zu abfall- und vergaberechtlichen 
Fragestellungen – klicken Sie dort auf die Ka-
tegorie „Recht [GGSC]“.Wenn Sie tagesaktu-
elle Informationen wünschen, bestellen Sie 
dort den (kostenlosen) „Tagesanzeiger“. 

http://www.kommunalwirtschaft.eu/
https://kommunalwirtschaft.eu/recht.html
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